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Summary 

Dieses Focus Paper verwendet den Begriff des „prinzipienorientierten Ansatzes“ als analytische Bezeichnung 

für eine regulatorische Steuerungslogik, die sich nicht in der formalen Erfüllung einzelner Anforderungen er-

schöpft, sondern die tatsächliche Erreichung des mit diesen Anforderungen verfolgten Zwecks in den 

Mittelpunkt stellt. In der Fach- und Aufsichtssprache wird dieser Gedanke häufig eher mit Begriffen wie „Wirk-

samkeitsorientierung“, „Ergebnisorientierung“, „effectiveness“ oder „outcomes-based approach“ beschrieben. 

Entscheidend ist weniger die terminologische Einordnung als die zugrunde liegende Aussage: Maßstab eines 

angemessenen Systems zur Geldwäscheprävention ist nicht allein, ob Vorgaben formal umgesetzt und Risiken 

methodisch klassifiziert wurden, sondern ob das Gesamtsystem Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsri-

siken tatsächlich erkennt, begrenzt und möglichst wirksam und effektiv verhindert. 

Wirksamkeit und Effizienz sind dabei voneinander zu unterscheiden. Wirksamkeit bezeichnet die Eignung einer 

Maßnahme, den mit ihr verfolgten Präventionszweck zu erreichen. Effizienz beschreibt das Verhältnis zwischen 

der erzielten Wirkung und den eingesetzten personellen, technischen und finanziellen Ressourcen. Eine Maß-

nahme kann wirksam, aber unverhältnismäßig aufwendig sein. Ebenso kann eine kostengünstige Maßnahme 

ineffektiv bleiben, weil sie das relevante Risiko nicht angemessen adressiert. Effizienz setzt deshalb Wirksam-

keit voraus. Erst wenn eine Maßnahme ihren Zweck erfüllt, kann sinnvoll beurteilt werden, ob dieselbe Wirkung 

mit einem geringeren oder gezielteren Ressourceneinsatz erreicht werden kann. 

1. Einleitung 
Der risikobasierte Ansatz (RBA) gehört zu den meistzitierten Grundprinzipien der Geldwäscheprävention. Zugleich 

wird seine Funktion in der praktischen Anwendung häufig verkürzt verstanden. In Teilen der deutschen Verpflichte-

tenpraxis erscheint der RBA vor allem als Instrument, mit dem regulatorische Anforderungen risikoorientiert, doku-

mentierbar und möglichst ressourcenschonend umgesetzt werden können. Im Vordergrund stehen dann die Vermei-

dung aufsichtsrechtlicher Beanstandungen, die Prüfungsfestigkeit der Prozesse und die Frage, welche Maßnahmen 

mindestens erforderlich sind, um rechtlich und aufsichtspraktisch als compliant zu gelten. 

Diese Perspektive greift zu kurz. Der AML-spezifische risikobasierte Ansatz dient nicht primär der Steuerung des 

Risikos regulatorischer Beanstandungen. Sein Gegenstand ist das Risiko, dass ein Verpflichteter, sein Geschäftsmo-

dell, seine Produkte, Dienstleistungen, Kundenbeziehungen, Transaktionen oder Vertriebswege für Geldwäsche oder 

Terrorismusfinanzierung missbraucht werden. Der RBA soll ermöglichen, Maßnahmen so auszugestalten und Res-

sourcen so einzusetzen, dass diese Risiken möglichst wirksam erkannt, begrenzt und verhindert werden. 

Der RBA ist dabei weder das übergeordnete Ziel der Geldwäscheprävention noch ein Selbstzweck. Er ist ein wesent-

liches Steuerungsinstrument innerhalb eines umfassenderen, prinzipien- und ergebnisorientierten Präventionsmo-

dells. Das übergeordnete Ziel besteht in einem wirksamen System, das den regulatorischen Schutzzweck tatsächlich 

verwirklicht. Die Risikoanalyse, die Risikoklassifizierung und die risikoadäquate Ausgestaltung von Maßnahmen die-

nen diesem Ziel. Ihre Qualität bemisst sich nicht an ihrer methodischen Komplexität, sondern daran, ob sie zu belast-

baren und wirksamen Steuerungsentscheidungen führen. 

Technical Compliance bleibt innerhalb dieses Modells unverzichtbar. Ein Präventionssystem, das gesetzliche Anfor-

derungen nicht vollständig umsetzt, kann bereits aus rechtlichen Gründen nicht als angemessen gelten. Die formale 

Erfüllung der Vorgaben bildet jedoch lediglich die notwendige Ausgangsbasis. Sie belegt für sich genommen weder, 

dass die relevanten Risiken zutreffend erkannt wurden, noch dass die eingesetzten Maßnahmen geeignet sind, diese 

Risiken tatsächlich zu beherrschen. 
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Die zentrale Frage lautet deshalb nicht allein, ob ein Verpflichteter Regeln beachtet und einen RBA eingerichtet hat. 

Entscheidend ist, ob das Zusammenspiel von rechtlichen Vorgaben, risikobasierter Steuerung und operativer Umset-

zung zu wirksamer Geldwäscheprävention führt. Der regelbasierte Ansatz bestimmt den verbindlichen Rahmen. 

Der RBA operationalisiert die regulatorischen Vorgaben anhand der konkreten Geldwäsche- und Terrorismusfinanzie-

rungsrisiken. Der prinzipien- beziehungsweise ergebnisorientierte Ansatz bildet den übergeordneten Bewertungs-

maßstab, an dem sich das Gesamtsystem messen lassen muss. 

Das Focus Papier vertritt daher den Standpunkt, dass der AML-RBA nur dann sachgerecht verstanden werden kann, 

wenn er als Mittel zur Verwirklichung eines übergeordneten Wirksamkeitsprinzips eingeordnet wird. Fehlentwicklun-

gen entstehen insbesondere dort, wo der Risikogegenstand verschoben wird: vom Risiko der Geldwäsche und Terro-

rismusfinanzierung hin zum Risiko der Nicht-Compliance. In diesem Fall wird der RBA von einem Instrument materiel-

ler Prävention zu einem Instrument regulatorischer Absicherung. 

Die europäische Weiterentwicklung des AML-Regimes verstärkt die Bedeutung dieser Unterscheidung. Neben die 

formale Erfüllung gesetzlicher Anforderungen tritt zunehmend die Frage, ob Präventionssysteme im Verhältnis zum 

jeweiligen Risikoprofil angemessen und tatsächlich wirksam sind. Dies führt nicht zu einer Ablösung des regelbasier-

ten Ansatzes. Es führt vielmehr zu einem integrierten Steuerungsmodell, in dem Regelbindung, Risikoorientierung 

und Wirksamkeitskontrolle unterschiedliche, aber aufeinander bezogene Funktionen erfüllen. 

2. Wirksamkeit als übergeordnetes regulatorisches Prinzip 
Die Geldwäscheprävention verfolgt keinen bloßen Verfahrenszweck. Ihr Ziel besteht nicht darin, möglichst viele Richt-

linien zu erlassen, Prüfhandlungen zu dokumentieren oder Kontrollschritte fristgerecht abzuschließen. Diese Elemen-

te sind Mittel zur Verwirklichung eines übergeordneten regulatorischen Zwecks.  

Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sollen verhindert, erkannt oder zumindest begrenzt werden. 

Ein prinzipien- und ergebnisorientierter Ansatz rückt diesen Zweck in den Mittelpunkt. Er beurteilt ein Präventionssys-

tem nicht ausschließlich danach, ob die gesetzlich vorgesehenen Strukturen und Prozesse vorhanden sind. Er fragt 

darüber hinaus, ob diese Strukturen und Prozesse im konkreten Risikoumfeld geeignet sind, die beabsichtigte Wir-

kung zu entfalten. 

Diese Perspektive verändert den Bewertungsmaßstab. Die Existenz einer Risikoanalyse ist nicht bereits deshalb ein 

Qualitätsmerkmal, weil sie umfangreich und methodisch differenziert ist. Eine Kundenrisikoklassifizierung ist nicht 

allein deshalb angemessen, weil sie mehrere Risikostufen und eine Vielzahl von Faktoren verwendet. Ein Transakti-

onsmonitoringsystem ist nicht bereits deshalb wirksam, weil es eine hohe Zahl von Treffern erzeugt. Maßgeblich ist 

jeweils, ob das Instrument relevante Risiken zutreffend erfasst und zu geeigneten Reaktionen führt. 

Der prinzipienorientierte Ansatz darf dabei nicht als Gegenmodell zur Regelbindung missverstanden werden. Er rela-

tiviert keine gesetzlichen Pflichten und ersetzt keine verbindlichen Mindestanforderungen. Seine Funktion besteht 

vielmehr darin, die Einhaltung der Regeln auf ihren tatsächlichen Beitrag zur Zielerreichung zu beziehen. Die formale 

Umsetzung bleibt erforderlich, wird aber um eine materielle Bewertung ergänzt. 

Das übergeordnete Wirksamkeitsprinzip verleiht damit sowohl dem regelbasierten als auch dem risikobasierten An-

satz ihre funktionale Ausrichtung. Regeln sind nicht Selbstzweck, sondern sollen ein verlässliches Mindestniveau der 

Prävention gewährleisten. Der RBA ist nicht Selbstzweck, sondern soll die verfügbaren Instrumente auf die tatsächli-

chen Risiken ausrichten. Beide Ansätze müssen sich daran messen lassen, ob sie zur Erreichung des regulatorischen 

Präventionsziels beitragen. 

Die hieraus folgende Steuerungslogik ist hierarchisch, nicht lediglich additiv. Wirksamkeit steht nicht als dritte, gleich-

rangige Säule neben Regelbindung und Risikoorientierung. Sie bildet den übergeordneten Zweck und Bewertungs-

rahmen. Der regelbasierte Ansatz sichert die rechtliche Grundlage. Der RBA dient als wesentliches Operationalisie-

rungs- und Allokationsinstrument. Die Wirksamkeitskontrolle prüft, ob das Zusammenwirken beider Ebenen die ange-

strebten Ergebnisse hervorbringt. 

Der regulatorische Zweck bestimmt, welches Ergebnis erreicht werden soll. Der regelbasierte Ansatz legt fest, 

welche Anforderungen zwingend gelten. Der RBA bestimmt, wie diese Anforderungen im Verhältnis zu den 

konkreten Risiken auszugestalten sind. Die Wirksamkeitskontrolle bewertet, ob die gewählten Maßnahmen den 
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regulatorischen Zweck tatsächlich erfüllen. 

 

 

3. Der regelbasierte Ansatz als verbindlicher Rahmen 
Der regelbasierte Ansatz bildet die normative Grundlage jedes AML-Systems. Er legt fest, welche gesetzlichen Anfor-

derungen einzuhalten sind, welche Mindestmaßnahmen eingerichtet werden müssen und welche Verhaltensweisen 

vorgeschrieben oder untersagt sind. Seine Funktion besteht darin, ein einheitliches Schutzniveau sicherzustellen, 

rechtliche Verbindlichkeit herzustellen und die Durchsetzbarkeit regulatorischer Anforderungen zu gewährleisten. 

Diese Ebene bleibt auch in einem vollständig risikoorientierten System unverzichtbar. Bestimmte Pflichten gelten 

unabhängig davon, ob ein Verpflichteter das zugrunde liegende Risiko im Einzelfall als gering einschätzt. Der 

RBA eröffnet keine allgemeine Befugnis, zwingende Anforderungen aufgrund eines vermeintlich begrenzten Risikos, 

eines hohen Aufwands oder betriebswirtschaftlicher Erwägungen unangewendet zu lassen. 

Der regelbasierte Ansatz beantwortet damit zunächst die Frage, welche Anforderungen überhaupt gelten. Er 

bestimmt das rechtliche „Ob“ und definiert den Rahmen, innerhalb dessen risikobezogene Differenzierungen 

möglich sind. Wo das Recht Mindeststandards oder zwingende Vorgaben festlegt, stehen diese nicht zur Dis-

position. Wo es dagegen Ermessens-, Vereinfachungs- oder Differenzierungsspielräume eröffnet, kann und 

muss der RBA diese ausfüllen. 

 

Die rechtliche Bindung dient zugleich der Begrenzung eines möglichen Fehlgebrauchs des RBA. Ohne einen verbind-

lichen Rahmen könnten Verpflichtete unter Berufung auf eigene Risikoeinschätzungen selbst darüber entscheiden, 

welche Präventionspflichten sie für erforderlich halten. Der RBA würde dadurch von einem Steuerungsinstrument zu 

einem Legitimationsinstrument für die Reduzierung von Maßnahmen. 

Der regelbasierte Ansatz darf allerdings ebenso wenig mit wirksamer Prävention gleichgesetzt werden. Ein formal 

vollständig umgesetztes Regelwerk kann inhaltlich unzureichend bleiben, wenn die Prozesse nicht auf die tatsächli-

chen Risiken des Geschäftsmodells reagieren. Regeln sichern das Mindestniveau. Sie gewährleisten nicht automa-

tisch, dass die konkrete Ausgestaltung der Maßnahmen risikoadäquat und wirksam ist. 
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Technical Compliance bildet deshalb die notwendige, aber nicht hinreichende Grundlage der Geldwäscheprävention. 

Sie beantwortet die Frage, ob rechtliche Anforderungen umgesetzt wurden. Sie beantwortet nicht abschließend, ob 

diese Umsetzung das relevante Geldwäsche- oder Terrorismusfinanzierungsrisiko angemessen beherrscht. 

4. Der RBA als wesentliches Operationalisierungsinstrument 
Der RBA setzt innerhalb des rechtlichen Rahmens an. Seine Aufgabe besteht darin, abstrakte regulatorische Vorga-

ben in eine auf das konkrete Risiko ausgerichtete Steuerung zu übersetzen. Er bestimmt insbesondere die Intensität, 

Tiefe, Häufigkeit und konkrete Ausgestaltung der Maßnahmen, soweit die rechtlichen Vorgaben hierfür Differenzie-

rungsmöglichkeiten eröffnen. 

Sein Ausgangspunkt ist das tatsächliche Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiko. Dieses ergibt sich aus 

dem Zusammenwirken von Geschäftsmodell, Kundengruppen, Produkten, Dienstleistungen, Transaktionen, geografi-

schen Bezügen, Vertriebswegen und weiteren relevanten Risikofaktoren. Der RBA soll diese Unterschiede sichtbar 

machen und in unterschiedliche Steuerungsentscheidungen überführen. 

Damit erfüllt er zwei zentrale Funktionen. Zum einen konkretisiert er Maßnahmen anhand der festgestellten Risiken. 

Zum anderen dient er der risikoadäquaten Allokation begrenzter Ressourcen. Höhere Risiken müssen intensiver be-

handelt werden. Geringere Risiken können innerhalb des rechtlich zulässigen Rahmens weniger intensive Maßnah-

men rechtfertigen. 

Der RBA ist jedoch nicht mit der Risikoanalyse gleichzusetzen. Die institutsweite Risikoanalyse bildet lediglich den 

Ausgangspunkt eines fortlaufenden Steuerungsprozesses. Ihre Ergebnisse müssen in eine nachvollziehbare Metho-

dik überführt, auf Kundenbeziehungen und Geschäftsvorgänge angewendet und mit konkreten Maßnahmen verbun-

den werden. Erst wenn aus der Risikobewertung tatsächlich Unterschiede in Sorgfaltspflichten, Überwachung, Kon-

trollintensität, Eskalation und Dokumentation folgen, wird aus der Risikoanalyse ein operativer RBA. 

Der RBA ist ebenso wenig mit Risikoklassifizierung gleichzusetzen. Risikokategorien sind nur dann von Bedeutung, 

wenn sie fachlich relevante Unterschiede abbilden und eigenständige Steuerungsfolgen auslösen. Eine zusätzli-

che Risikoklasse schafft keinen Mehrwert, wenn sie lediglich eine formale Differenzierung ohne eigene Maßnahmen-

logik erzeugt. 

Entscheidend ist die Verbindung zwischen Risikoerkenntnis und Reaktion. Eine Maßnahme ist nicht deshalb risikoba-

siert, weil sie einer Risikokategorie zugeordnet wurde. Sie ist risikobasiert, wenn sie aufgrund eines identifizierten 

Risikos gewählt und hinsichtlich ihrer Eignung zur Beherrschung dieses Risikos begründet wurde. 

In diesem Sinne ist der RBA ein Mittel zur Verwirklichung des übergeordneten Wirksamkeitsprinzips. Er steuert die 

Frage, wie das Präventionssystem seine Ressourcen und Instrumente einsetzen muss, um die regulatorischen Ziele 

möglichst wirksam zu erreichen. Seine Qualität zeigt sich deshalb nicht an der Komplexität seiner Methodik, sondern 

an der Qualität der daraus hervorgehenden Entscheidungen. 

5. Das zentrale Fehlverständnis – Vom AML-Risiko zum Compliance-Risiko 
Die praktische Herausforderung besteht bei vielen Verpflichteten nicht darin, den RBA erstmals einzuführen. Risiko-

analysen, Risikoklassifizierungen, verstärkte Sorgfaltspflichten und risikobezogene Kontrollen sind vielfach bereits 

vorhanden. Das zentrale Problem liegt vielmehr in der Frage, welches Risiko diese Instrumente tatsächlich steuern. 

Der AML-RBA richtet sich auf das Risiko der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung. In Teilen der Praxis wird 

jedoch faktisch ein anderer Risikogegenstand in den Mittelpunkt gestellt: das Risiko der Nicht-Compliance. Maßnah-

men werden dann primär danach beurteilt, ob sie aufsichtsrechtliche Beanstandungen, Sanktionen, Haftungsfolgen 

oder negative Prüfungsfeststellungen vermeiden. 

Diese Verschiebung verändert die gesamte Steuerungslogik. Die fachliche Frage lautet, wie ein konkretes AML-Risiko 

wirksam beherrscht werden kann. Die complianceorientierte Frage lautet dagegen, welche Maßnahmen mindestens 

erforderlich sind, um regulatorisch abgesichert zu sein. Die erste Perspektive richtet den Blick auf die materielle Prä-

ventionswirkung. Die zweite richtet ihn auf die rechtliche Absicherung des Verpflichteten. 

Beide Perspektiven sind legitim. Ein Unternehmen muss sowohl Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken 

als auch das Risiko der Nicht-Compliance steuern. Sie dürfen jedoch nicht miteinander gleichgesetzt werden. 
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Der AML-RBA beurteilt die Gefährdung und Anfälligkeit eines Verpflichteten für einen Missbrauch zu Geldwäsche 

oder Terrorismusfinanzierung. Sein Ziel besteht in der Verhinderung, Erkennung oder Begrenzung dieser Risiken. 

Ein Compliance-RBA beurteilt demgegenüber das Risiko, dass rechtliche oder interne Anforderungen nicht oder nicht 

ordnungsgemäß umgesetzt werden. Sein Ziel besteht in der Vermeidung der daraus entstehenden Folgen für das 

Unternehmen, seine Organe, seine Reputation und seinen Geschäftsbetrieb. 

Die beiden Ansätze können miteinander verbunden sein. Eine hohe Geldwäschegefährdung kann zugleich ein hohes 

Compliance-Risiko begründen. Eine unzureichende Umsetzung zentraler AML-Anforderungen kann erhebliche auf-

sichtsrechtliche Folgen auslösen. Dennoch bleiben Risikogegenstand und Steuerungsziel unterschiedlich. 

Das Geldwäsche- oder Terrorismusfinanzierungsrisiko wird nicht dadurch geringer, dass ein Verstoß voraus-

sichtlich nur schwer entdeckt oder gering sanktioniert würde. Umgekehrt ist eine rechtlich zwingende Pflicht 

auch dann einzuhalten, wenn das konkrete AML-Risiko im Einzelfall gering erscheint. Das materielle Risiko und 

das Risiko seiner rechtlich unzureichenden Behandlung sind miteinander verbunden, aber nicht identisch. 

 

Wird diese Unterscheidung nicht beachtet, entsteht eine auf Prüfungsfestigkeit ausgerichtete Steuerung. Maßnahmen 

werden danach priorisiert, welche Anforderungen besonders intensiv geprüft werden, wo Beanstandungen wahr-

scheinlich sind oder welche Dokumentationsmängel leicht nachweisbar wären. Risiken, die sich schwer quantifizieren 

oder formal prüfen lassen, treten demgegenüber in den Hintergrund. 

Ein solches System kann ein hohes Maß an Technical Compliance erreichen und dennoch materiell unwirksam blei-

ben. Es optimiert die Nachweisbarkeit der Pflichterfüllung, nicht zwingend die Fähigkeit zur Erkennung und Begren-

zung tatsächlicher Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken. 

6. Technical Compliance als notwendige, aber unzureichende Grundlage 
Die Orientierung an Technical Compliance ist nicht grundsätzlich verfehlt. Sie bildet den Ausgangspunkt jeder recht-

mäßigen Präventionsorganisation. Problematisch wird sie erst, wenn sie mit dem Ziel des AML-Systems gleichgesetzt 

wird. 

Eine vollständig dokumentierte Kundenakte ist noch kein Beleg dafür, dass der wirtschaftliche Hintergrund einer Ge-

schäftsbeziehung verstanden wurde. Ein fristgerecht durchgeführtes Review zeigt nicht automatisch, dass zwischen-



Vom RBA zur Wirksamkeit  
AMLR · Art. 10, 20 II, IV · Risikobasierte, wirksame Umsetzung der AMLR 

. 

            AML-CTF.eu · Focus Paper Version 1.0 · Stand: 06/2026 · CC BY-SA 4.0 Seite 6 von 9 

zeitliche Risikoveränderungen erkannt wurden. Ein Transaktionsmonitoringsystem ist nicht allein deshalb wirksam, 

weil es eine hohe Zahl von Treffern erzeugt und diese innerhalb der vorgesehenen Fristen geschlossen werden. 

Diese Beispiele zeigen die Grenze formaler Qualitätskriterien. Sie können belegen, dass ein Prozess durchgeführt 

wurde. Sie können nicht ohne Weiteres belegen, dass der Prozess den regulatorischen Zweck erreicht hat. 

Das Fehlverständnis wird besonders sichtbar, wenn der RBA primär als Instrument der Aufwandsbegrenzung ver-

wendet wird. Der Ansatz wird dann so interpretiert, dass regulatorische Maßnahmen möglichst weit reduziert werden 

können, sofern das rechtliche Minimum eingehalten und die Entscheidung dokumentiert wird. 

Diese Interpretation verkehrt die methodische Reihenfolge. Ausgangspunkt des RBA ist nicht der vorhandene Auf-

wand, sondern das identifizierte Risiko. Zunächst ist zu bestimmen, welche Wirkung zur angemessenen Beherr-

schung dieses Risikos erforderlich ist. Erst anschließend kann geprüft werden, mit welchen Maßnahmen und Res-

sourcen diese Wirkung möglichst effizient erreicht werden kann. 

Aufwandsvermeidung ist daher kein eigenständiges Ziel des RBA. Der Ansatz ermöglicht eine risikoadäquate Res-

sourcenallokation. In Bereichen mit geringeren Risiken kann dies zu Entlastungen führen. In Bereichen mit erhöhten 

Risiken muss derselbe Ansatz zu einer Intensivierung der Maßnahmen führen. 

Ein System, das nur dort risikobasiert differenziert, wo Aufwand reduziert werden kann, nicht aber dort, wo zusätzliche 

Maßnahmen erforderlich wären, verwendet den RBA selektiv. Es nutzt Risikoorientierung als Entlastungsargument, 

ohne ihre belastende Konsequenz anzuerkennen. 

Der RBA ist daher kein Instrument zur Erreichung des geringstmöglichen Compliance-Aufwands. Er ist ein Instrument 

zur Erreichung der größtmöglichen Präventionswirkung innerhalb des rechtlichen und organisatorischen Rahmens. 

7. Die operative Umsetzung als Wirksamkeitskreislauf 
Ein prinzipienorientiertes AML-System erfordert einen fortlaufenden Steuerungskreislauf. Dieser beginnt mit der Risi-

koanalyse, führt über Methodik und Klassifizierung zu konkreten Maßnahmen und endet nicht mit deren Durchfüh-

rung. Die Ergebnisse müssen vielmehr in die Risikoanalyse und die Steuerungslogik zurückwirken. 

7.1 Risikoanalyse 
Die institutsweite Risikoanalyse muss die für das Geschäftsmodell relevanten Geldwäsche- und Terrorismusfinanzie-

rungsrisiken identifizieren, ihre Ursachen und Ausprägungen erfassen und ihre Bedeutung für den Verpflichteten 

bewerten. 

Sie darf sich nicht auf die Wiedergabe allgemein bekannter Risikofaktoren beschränken. Sie muss erkennen lassen, 

weshalb bestimmte Risiken für das konkrete Unternehmen relevant sind, wie sie sich manifestieren und welche Ge-

schäftsbereiche, Produkte, Kundengruppen, Transaktionen, geografischen Bezüge oder Vertriebswege besonders 

betroffen sind. 

Die Risikoanalyse erfüllt ihren Zweck nicht bereits durch ihre formale Existenz oder regelmäßige Aktualisierung. Ent-

scheidend ist, ob ihre Ergebnisse die operative Steuerung prägen. Bleibt sie ohne erkennbare Auswirkungen auf 

Methodik, Ressourcen, Kontrollen und Maßnahmen, verfehlt sie ihre Funktion. 

7.2 Methodik und Klassifizierung 
Auf Grundlage der institutsweiten Risikoanalyse ist eine Methodik zu entwickeln, die die abstrakten Erkenntnisse in 

operative Kunden- und Geschäftsbewertungen überführt. Die verwendeten Kriterien, Gewichtungen und Schwellen-

werte müssen fachlich begründet und regelmäßig überprüft werden. 

Ein komplexes Scoring-Modell ist nicht bereits aufgrund seiner mathematischen Differenziertheit überlegen. Entschei-

dend ist, ob es relevante Risiken zutreffend abbildet, Fehlklassifikationen begrenzt und nachvollziehbare Steuerungs-

entscheidungen ermöglicht. 

Die Zahl der Risikoklassen ist kein Selbstzweck. Ein einfaches Geschäftsmodell kann mit wenigen Kategorien sach-

gerecht gesteuert werden. Heterogene Kundengruppen, große Kundenbestände und differenzierte Maßnahmen kön-

nen eine feinere Abstufung erfordern. Maßgeblich ist, ob die Klassifizierung unterschiedliche Risiken sichtbar macht 

und eigenständige Steuerungsfolgen auslöst. 
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7.3 Maßnahmen 
Die operative Umsetzung muss erkennbar aus der Risikobewertung folgen. Erhöhte Risiken können eine intensivere 

Ermittlung des wirtschaftlichen Hintergrunds, zusätzliche Nachweise zur Herkunft von Vermögenswerten, kürzere 

Überprüfungsintervalle, strengere Genehmigungsanforderungen oder eine intensivere Transaktionsüberwachung 

erfordern. 

Geringere Risiken können innerhalb des rechtlich eröffneten Rahmens vereinfachte oder weniger intensive Maßnah-

men rechtfertigen. Die jeweilige Differenzierung muss anhand des konkreten Risikos, der rechtlichen Vorgaben und 

der erwarteten Wirkung begründet werden. 

Standardisierung bleibt dabei möglich und vielfach erforderlich. Sie darf jedoch nicht dazu führen, dass beson-

dere Risikofaktoren oder atypische Fallkonstellationen systematisch ausgeblendet werden. Ein standardisiertes 

Grundmodell muss daher durch Eskalations-, Abweichungs- und Einzelfallentscheidungen ergänzt werden. 

7.4 Wirkungskontrolle und Rückkopplung 
Der Steuerungsprozess endet nicht mit der Durchführung der Maßnahmen. Ihre Ergebnisse müssen in die Risikoana-

lyse und Methodik zurückwirken. Erkenntnisse aus Verdachtsmeldungen, Transaktionsmonitoring, Qualitätskontrollen, 

internen Untersuchungen, Prüfungen und externen Risikoentwicklungen können Hinweise darauf geben, dass bishe-

rige Annahmen unvollständig oder Maßnahmen nicht ausreichend wirksam waren. 

Ein wirksamer RBA benötigt deshalb eine systematische Rückkopplung. Neue Typologien, auffällige Fallkonstellatio-

nen, Fehlklassifikationen oder wiederkehrende Kontrollmängel müssen in die Bewertung des Risikoprofils und in die 

Ausgestaltung der Maßnahmen einfließen. 

Der RBA ist damit kein statisches Modell. Er ist ein fortlaufender Regelkreis aus Risikoerkenntnis, Maßnahmenent-

scheidung, Umsetzung, Wirkungskontrolle und Anpassung. Seine Qualität zeigt sich nicht an der Beständigkeit der 

Methodik, sondern an ihrer Fähigkeit, neue Erkenntnisse aufzunehmen und in veränderte Steuerungsentscheidungen 

zu überführen. 
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8. Governance und Aufsicht 
Die Qualität eines wirksamen AML-Systems hängt wesentlich von seiner Governance ab. Risikoentscheidungen müs-

sen fachlich verantwortet, organisatorisch umgesetzt und unabhängig überwacht werden. Unklare Zuständigkeiten 

führen zu einer Verantwortungsdiffusion, in der Risikoanalysen zwar formal erstellt werden, ihre Annahmen und Steu-

erungsfolgen aber keiner eindeutigen Verantwortung zugeordnet sind. 

Die geldwäscherechtliche Risikofunktion hat die relevanten AML-Risiken zu identifizieren, die methodischen Grundla-

gen festzulegen und die Angemessenheit des Systems zu überwachen. Die operativen Einheiten tragen die Verant-

wortung dafür, die vorgegebenen Anforderungen in den Kunden- und Geschäftsprozessen sachgerecht anzuwenden. 

Die Interne Revision prüft unabhängig, ob Aufbau, Methodik und praktische Anwendung des Systems angemessen 

und wirksam sind. 

Die Geschäftsleitung kann sich auf keine dieser Funktionen vollständig entlasten. Ein substanzieller RBA setzt Ent-

scheidungen über Ressourcen, Risikoprioritäten, technische Systeme und organisatorische Kapazitäten voraus. Er ist 

deshalb nicht allein eine fachliche Methode des Geldwäschebeauftragten, sondern Ausdruck der Risikokultur und 

Führungsqualität des gesamten Unternehmens. 

Auch die Aufsicht muss ihre Bewertungsmaßstäbe an der übergeordneten Wirksamkeit ausrichten. Eine konsequent 

risikobasierte und prinzipienorientierte Aufsicht muss eigenständige, fachlich begründete Entscheidungen der Ver-

pflichteten ermöglichen und zugleich deren Qualität kritisch prüfen. 

Werden ausschließlich bekannte Standardmaßnahmen akzeptiert, entsteht ein Anreiz zur formalen Vereinheitlichung. 

Der RBA wird dann faktisch durch eine aufsichtsgetriebene Checklistenlogik ersetzt. Werden Abweichungen dagegen 

ohne belastbare Begründung zugelassen, droht eine Aushöhlung verbindlicher Anforderungen. 

Eine wirksamkeitsorientierte Aufsicht muss deshalb stärker die Herleitung, Konsistenz und tatsächlichen Ergebnisse 

einer Maßnahme beurteilen. Nicht jede Abweichung vom Standard ist ein Mangel. Nicht jede Übereinstimmung mit 

dem Standard belegt Angemessenheit. 

Für Verpflichtete bedeutet dies nicht weniger Regulierung, sondern mehr Verantwortung. Der RBA eröffnet 

Gestaltungsspielräume, verlangt im Gegenzug aber eine eigenständige fachliche Begründung. Je größer der 

Gestaltungsspielraum, desto höher sind die Anforderungen an Methodik, Dokumentation, Governance und 

Kontrolle. 

9. Wirksamkeit und Effizienz als Bewertungsmaßstäbe 
Ein ergebnisorientiertes AML-System benötigt belastbare Kriterien, anhand derer die tatsächliche Präventionswirkung 

beurteilt werden kann. Die Existenz von Richtlinien, Kontrollen und technischen Systemen bleibt erforderlich. Sie 

muss jedoch um Erkenntnisse darüber ergänzt werden, ob diese Instrumente relevante Risiken tatsächlich erfassen 

und begrenzen. 

Wirksamkeit lässt sich nicht mit einer einzigen Kennzahl messen. Hohe Trefferzahlen im Transaktionsmonitoring 

können auf eine breite Erfassung potenzieller Risiken, ebenso aber auf unzureichend kalibrierte Szenarien hinweisen. 

Eine geringe Zahl von Verdachtsmeldungen kann ein geringes Risikoprofil oder eine unzureichende Erkennungsleis-

tung widerspiegeln. Kurze Bearbeitungszeiten können Ausdruck effizienter Prozesse oder oberflächlicher Prüfung 

sein. 

Kennzahlen erhalten daher erst im Zusammenhang mit Risikoprofil, Prozessqualität und Ergebnisanalyse einen be-

lastbaren Aussagewert. Quantitative Werte müssen durch qualitative Beurteilungen ergänzt werden. 

Ein wirksamkeitsorientiertes System benötigt insbesondere Erkenntnisse über Fehlalarme (false positives), nicht er-

kannte Fälle (false negatives), die Qualität von Verdachtsmeldungen, die Angemessenheit von Risikoklassifikationen, 

die Ergebnisse von Stichproben und Kontrollen sowie die zeitnahe Berücksichtigung neuer Typologien. 

Entscheidend ist nicht die möglichst hohe Zahl ausgeführter Kontrollen, sondern deren Beitrag zur Erkennung und 

Begrenzung relevanter Risiken. Ein Kontrollsystem ist nicht deshalb wirksam, weil es umfangreich ist. Es ist wirksam, 

wenn es die richtigen Risiken mit angemessener Intensität adressiert und auf neue Erkenntnisse reagieren kann. 
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Erst auf dieser Grundlage kann Effizienz sachgerecht bewertet werden. Ziel ist nicht der maximale Ressourcenein-

satz, sondern der bestmögliche Präventionsbeitrag innerhalb eines angemessenen organisatorischen Rahmens. 

Maßnahmen, die hohe Kosten verursachen, ohne die Erkennungs- oder Präventionsleistung spürbar zu verbessern, 

müssen angepasst werden können. Zugleich dürfen notwendige Maßnahmen nicht allein deshalb unterbleiben, weil 

ihre Umsetzung aufwendig ist. 

Effizienz bedeutet daher risikogerechten Ressourceneinsatz, nicht möglichst geringe Compliance-Kosten. Der RBA 

rechtfertigt keine pauschale Reduzierung von Ressourcen. Er verlangt ihre Konzentration auf diejenigen Risiken, bei 

denen sie den größten Präventionsbeitrag leisten. 

10. Fazit 
Der risikobasierte Ansatz ist nicht das übergeordnete Ziel der Geldwäscheprävention. Er ist ein wesentliches Instru-

ment zur Verwirklichung eines wirksamen und ergebnisorientierten Präventionssystems. 

Das übergeordnete Ziel besteht darin, Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken tatsächlich zu erkennen, zu 

begrenzen und möglichst zu verhindern. Der prinzipienorientierte Ansatz richtet den regulatorischen Bewertungsmaß-

stab auf diese Zielerreichung. Der regelbasierte Ansatz legt die verbindlichen Pflichten, Mindeststandards und Gren-

zen fest. Der RBA operationalisiert diese Vorgaben anhand des konkreten Risikos und steuert die Verteilung von 

Intensität, Maßnahmen und Ressourcen. 

Diese Funktionen dürfen nicht miteinander verwechselt werden. Regelbindung allein gewährleistet noch keine wirk-

same Prävention. Risikoorientierung allein ersetzt keine verbindlichen Anforderungen. Wirksamkeitsorientierung wie-

derum benötigt eine rechtlich und methodisch belastbare Grundlage. 

Das wesentliche Fehlverständnis in Teilen der Verpflichtetenpraxis liegt nicht im vollständigen Fehlen risikobasierter 

Elemente. Risikoanalysen, Klassifikationen und differenzierte Maßnahmen sind vielfach vorhanden. Problematisch ist 

vielmehr, dass der Bezugspunkt der Steuerung vom AML-Risiko auf das Risiko der Nicht-Compliance verschoben 

wird. 

Technical Compliance, Prüfungsfestigkeit und Aufwandsbegrenzung treten dadurch an die Stelle einer substanziellen 

Auseinandersetzung mit der Präventionswirkung. Der RBA wird als Methode verstanden, regulatorische Anforderun-

gen möglichst sicher und ressourcenschonend zu erfüllen. Seine eigentliche Funktion, Geldwäsche- und Terrorismus-

finanzierungsrisiken wirksam zu steuern, tritt in den Hintergrund. 

Technical Compliance bleibt unverzichtbar. Sie bildet jedoch nur die rechtliche Ausgangsbasis. Ein zukunftsfähiges 

AML-System muss darüber hinaus begründen können, welche Risiken bestehen, weshalb bestimmte Maßnahmen 

gewählt wurden und ob diese Maßnahmen tatsächlich geeignet sind, die identifizierten Risiken zu beherrschen. 

Der RBA legitimiert weder die Nichtumsetzung verbindlicher Anforderungen noch eine einseitige Reduzierung des 

Präventionsaufwands. Er verpflichtet dazu, die verfügbaren Ressourcen dort einzusetzen, wo sie den größten Beitrag 

zur Verhinderung, Erkennung und Begrenzung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung leisten. 

Nicht der geringstmögliche Aufwand ist das Ziel des RBA, sondern die größtmögliche Wirksamkeit innerhalb des 

gesetzlichen Rahmens. In Bereichen mit geringeren Risiken kann dies eine geringere Intensität rechtfertigen. In Be-

reichen mit erhöhten Risiken verlangt derselbe Ansatz eine konsequente Verstärkung der Maßnahmen. 

Ein konsequent verstandener AML-RBA ist deshalb weder ein Instrument der Deregulierung noch eine bloße Doku-

mentationsmethode. Er ist das zentrale Operationalisierungsinstrument eines prinzipien- und ergebnisorientierten 

Präventionssystems. 

Seine Qualität zeigt sich nicht an der Komplexität der Risikoanalyse, sondern daran, ob aus ihr belastbare, wirksame 

und überprüfbare Steuerungsentscheidungen hervorgehen. Erst wenn Regelbindung und Risikoorientierung auf die 

tatsächliche Präventionswirkung ausgerichtet werden, entsteht aus Technical Compliance eine substanzielle Geldwä-

scheprävention. 


